
Die Prävention von 
häuslicher Gewalt ist 
ein langjähriges Anlie-

gen Österreichs. Gewalt-
schutz kommt im Bundesmi-
nisterium für Inneres als 
oberster Sicherheitsbehörde 
hohe Priorität zu. Am 1. Mai 
1997 trat das Bundesgesetz 
zum Schutz vor Gewalt in 
der Familie (Gewaltschutz-
gesetz) in Kraft, das ein Pa-
ket von Änderungen ver-
schiedener Gesetzesmaterien 
– im Allgemeinen Bürgerli-
chen Gesetzbuch (ABGB), 
in der Exekutionsordnung 
(EO) und im Sicherheitspoli-
zeigesetz (SPG) – darstellte.  

Damit war nicht nur ein 
Paradigmenwechsel verbun-
den, es wurde insbesondere 
auch eine Befugnis für Or-
gane des öffentlichen Si-
cherheitsdienstes geschaf-
fen, einen Gefährder aus ei-

ner Wohnung, in der dieser 
mit der gefährdeten Person 
lebt, wegzuweisen und ihn 
davon fernzuhalten, dorthin 
zurückzukehren (Betretungs-
verbot). Erstmals konnte da-
mit eine wirksame und zur 
Sicherung und zum Schutz 
gefährdeter Personen not-
wendige Sofortmaßnahme 
gesetzt werden. An diese po-
lizeiliche Anordnung konnte 
längstens binnen 20 Tagen 
eine einstweilige Verfügung 
des Familiengerichts an -
schließen oder das Betre-
tungsverbot trat außer Kraft. 
Begleitend wurde in jedem 
Bundesland eine Interventi-
onsstelle bzw. ein Gewalt-
schutzzentrum eingerichtet, 
die Gewaltopfern Hilfe und 
Unterstützung anbieten; die 
Kooperation von Behörden 
und privaten Einrichtungen 
wurde wesentlich verstärkt. 

Seit 1997 gab es zahlreiche 
Änderungen des Gewalt-
schutzgesetzes. 

 
Änderungen. Mit 1. Jän-

ner 2000 trat eine Novelle 
zum Sicherheitspolizeige-
setz in Kraft, mit der die Re-
gelung des Betretungsverbo-
tes überarbeitet und eine ge-
setzliche Basis für die Be-
auftragung von Interventi-
onsstellen geschaffen wor-
den ist. In der SPG-Novelle 
2005 wurde die gesetzliche 
Grundlage zur Schaffung ei-
ner zentralen Gewaltschutz-
datei im Sicherheitspolizei-
gesetz geschaffen. Diese – 
von allen politischen Kräf-
ten im Parlament unterstütz-
te – Bestimmung ermöglicht 
es den Sicherheitsbehörden 
und den einschreitenden Be-
amtinnen und Beamten 
österreichweit die für eine 

rasche Gefährlichkeitspro-
gnose erforderlichen Infor-
mationen zu gewinnen. 

 
Zweites Gewaltschutzge-

setz. Im Jahr 2009 erließ der 
Gesetzgeber das zweite Ge-
waltschutzgesetz, das No-
vellen zu einer Vielzahl von 
Gesetzen, etwa Exekutions-
ordnung, Strafgesetzbuch, 
Tilgungsgesetz und Strafre-
gistergesetz, beinhaltete. Die 
wesentlichen Entwicklungen 
betrafen das Strafrecht und 
das Zivilrecht. Im Sinne ei-
nes verbesserten Opfer-
schutzes wurden etwa die 
gesetzlichen Grundlagen für 
einstweilige Verfügungen 
zum Schutz vor Gewalt in 
der Familie und für einst-
weilige Verfügungen zum 
Schutz vor Eingriffen in die 
Privat sphäre („Stalking“) 
neu geregelt sowie der 
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Notwendige Sofortmaßnahme  
 

Österreich war eines der ersten europäischen Länder, in dem der Schutz vor häuslicher Gewalt  
gesetzlich geregelt wurde – ein Überblick über die Entwicklungen.

Zwischen 1997 und 2022 wurden von der Polizei 161.650 Betretungs- und Annäherungsverbote ausgesprochen.



Schutz der Opfer vor straf-
baren Handlungen gegen die 
sexuelle Integrität und 
Selbstbestimmung wesent-
lich gestärkt.  

Die Schaffung eines eige-
nen Straftatbestandes der 
fortgesetzten Gewaltaus -
übung ist erfolgt. Änderun-
gen betrafen die Geltungs-
dauer der einstweiligen Ver-
fügungen und den geschütz-
ten Personenkreis. Mit einst-
weiligen Verfügungen zum 
Schutz vor Eingriffen in die 
Privatsphäre konnte damit 
auch ein Betretungsverbot 
mit einer Höchstdauer von 
einem Jahr erlassen werden. 
Im Sicherheitspolizeigesetz 
wurde die Verlängerung der 
Dauer des Betretungsverbo-
tes und damit die Frist zur 
Antragstellung einer einst-
weiligen Verfügung auf 
zwei Wochen verankert.  

 
Eine umfassende Ände-

rung erfolgte mit der SPG-
Novelle 2013. Diese brachte 
eine Ausweitung des Betre-
tungsverbotes gemäß § 38a 
SPG auf Schulen und institu-
tionelle Kinderbetreuungs-
einrichtungen, wie Kinder-
gärten, um unmündige Min-
derjährige bei Fällen von fa-
miliärer Gewalt auch an der-
artigen Orten vor Übergrif-
fen schützen zu können. 
Weiters wurde eine Verwal-
tungsstrafbestimmung ge-
schaffen, mit der die Miss -
achtung einer durch be-
stimmte einstweilige Verfü-
gungen getroffenen Anord-
nung unter Strafe gestellt 
wird, um eine wirksame 
Durchsetzung der gerichtli-
chen Verfügung, insbeson-
dere durch die Möglichkeit 
einer Festnahme des Gefähr-
ders durch die Organe des 
öffentlichen Sicherheits -
diens tes, sicherzustellen. Ei-
ne weitere – kleinere – No-
vellierung erfolgte durch die 
Präventions-Novelle 2016, 
mit der ergänzend eine Mel-
deverpflichtung zur Norm-
verdeutlichung – § 38b SPG 
– eingeführt wurde.  

Fallkonferenzen. Durch 
das Gewaltschutzgesetz 
2019 wurde im Sicherheits-
polizeirecht mit der Neure-
gelung des Betretungsverbo-
tes, der Schaffung einer ge-
setzlichen Grundlage für 
Fallkonferenzen und der 
Einführung einer Gewalt-
präventionsberatung für Ge-
fährder durch Beratungsstel-
len für Gewaltprävention ein 
weiterer Meilenstein gesetzt.  

Davor war im Jahr 2018 
die damalige Staatsse-
kretärin im BMI, Mag. Ka-
roline Edt stadler, mit der 
Leitung der „Taskforce 
Strafrecht“ beauftragt wor-
den. In weiterer Folge wur-
den zwei Kommissionen 
eingesetzt, in denen unter 
Beiziehung multidisziplinä-
rer Expertinnen und Exper-
ten für das Thema Strafrecht 
sowie die Themen Opfer-
schutz und aktive Täterar-
beit Empfehlungen erarbei-
tet wurden.  

Für das Sicherheitspoli-
zeirecht waren die Ergebnis-
se der Kommission Opfer-
schutz und Täterarbeit unter 
Leitung von Sektionschef 
Mag. Dr. Mathias Vogl, Lei-
ter der Rechtssektion im 
BMI, von größter Bedeu-
tung. Nach der Neustruktu-

rierung regelt § 38a SPG 
nunmehr ein Betretungs- und 
Annäherungsverbot zum 
Schutz vor Gewalt für die 
Wohnung samt einem Um-
kreis von (gesetzlich festge-
legten) 100 Metern und das 
Verbot der Annäherung an 
gefährdete Personen im Um-
kreis von 100 Metern; der 
Schutzbereich bewegt sich 
also mit der gefährdeten Per-
son. Daher konnte auch ein 
Wegfall des eigenständigen 
Betretungsverbotes für Schu-
len, institutionelle Kinderbe-
treuungseinrichtungen und 
Horte erfolgen.  

 
Die Informationspflichten 

der Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes wurden 
erweitert. So ist der Kinder- 
und Jugendhilfeträger immer 
dann unverzüglich zu infor-
mieren, wenn eine minder-
jährige Person in der Woh-
nung wohnt. Seit 1. Septem-
ber 2021 hat ein Gefährder 
binnen fünf Tagen ab An-
ordnung des Betretungs- und 
Annäherungsverbots eine 
Beratungsstelle für Gewalt-
prävention zur Vereinbarung 
einer Gewaltpräventionsbe-
ratung zu kontaktieren und 
an der Beratung aktiv teilzu-
nehmen. Im Falle der Nicht-

beachtung kann eine Ver-
waltungsstrafe verhängt 
werden. Ebenso wurde eine 
langjährige Forderung nach 
Schaffung einer Rechts-
grundlage für sicherheitspo-
lizeiliche Fallkonferenzen 
umgesetzt, wonach die Si-
cherheitsbehörden in Einzel-
fällen („High Risk“) mit 
Behörden und jenen Einrich-
tungen, die mit dem Vollzug 
öffentlicher Aufgaben, ins-
besondere zum Zweck des 
Schutzes vor und der Vor-
beugung von Gewalt sowie 
der Betreuung von Men-
schen, betraut sind, erforder-
liche Maßnahmen erarbeiten 
und koordinieren. 

 
Waffenverbot. Im An-

schluss an das Gewaltschutz-
gesetz 2019 wurde durch die 
Gesamtreform des Exekuti-
onsrechts im Jahr 2021 auch 
eine Neuordnung der Grund-
lagen für einstweilige Verfü-
gungen zum Schutz vor Ge-
walt in Wohnungen und zum 
allgemeinen Schutz vor Ge-
walt vorgenommen. Die 
jüngste Neuerung erfolgte 
mit 1. Jänner 2022: Mit dem 
Ausspruch eines Betretungs- 
und Annäherungsverbots tritt 
nun automatisch auch ein 
vorläufiges Waffenverbot in 
Kraft. 

 
Die kontinuierliche Ent-

wicklung der gewaltschutz-
rechtlichen Regelungen im 
österreichischen Recht zeigt 
eindrucksvoll die zentrale 
Bedeutung von Opferschutz 
und Täterarbeit in der Ge-
waltprävention.  

Das Bundesministerium 
für Inneres und die nachge-
ordneten Sicherheitsbehör-
den treten für effektive Ge-
waltprävention, enge be-
hördliche Abstimmungen 
und Kooperation unter Be-
dachtnahme auf die verläss-
liche Partnerschaft mit den 
Gewaltschutzzentren und 
auch Gewaltpräventionszen-
tren mit dem Ziel ein, das 
hohe Schutzniveau weiter 
auszubauen.       Peter Andre
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Informations-Kampagne des BMI: Betroffene sollen ermutigt 
werden, so rasch wie möglich Rat und Hilfe zu suchen.


